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§3
Behinderung

(1) Behinderung im Sinne dieses Gesetzes ist die Auswir­
kung einer nicht nur vorübergehenden Funktionsbeeinträchti­
gung, die auf einem regelwidrigen körperlichen, geistigen 
oder seelischen Zustand beruht. Regelwidrig ist der Zustand, 
der von dem für das Lebensalter typischen abweicht. Als nicht 
nur vorübergehend gilt ein Zeitraum von mehr als 6 Monaten. 
Bei mehreren sich gegenseitig beeinflussenden Funktionsbe­
einträchtigungen ist deren Gesamtauswirkung maßgeblich.

(2) Die Auswirkung der Funktionsbeeinträchtigung ist als 
Grad der Behinderung (GdB), nach Zehnergraden abgestuft, 
von 20 bis 100 festzustellen.

(3) Für den Grad der Behinderung gelten die bisherigen 
vom Minister für Gesundheitswesen festgelegten Maßstäbe 
weiter. Der Minister für Gesundheitswesen bestimmt, wel­
chem Grad der Behinderung die Ausweisstufen I bis IV ent­
sprechen.

§4
Feststellung der Behinderung, Ausweise

Auf Antrag des Behinderten stellen die zuständigen Be­
hörden auf der Grundlage der bestehenden Rechtsvorschrif­
ten! das Vorliegen einer Behinderung und den Grad der Be­
hinderung fest.

Zweiter Abschnitt 
Beschäftigungspflicht der Arbeitgeber

§5
Umfang der Beschäftigungspfiicht

(1) Arbeitgeber aller Eigentumsformen, einschließlich der 
öffentlichen Hand, die über mindestens 16 Arbeitsplätze im 
Sinne des § 7 Abs. 1 verfügen, haben auf wenigstens 6 vom 
Hundert* der Arbeitsplätze Schwerbehinderte zu beschäftigen.

(2) Der Ministerrat wird ermächtigt, den Pflichtsatz nach 
Absatz 1 durch Verordnung nach dem jeweiligen Bedarf an 
Pflichtplätzen für Schwerbehinderte zu ändern, jedoch auf 
höchstens 10 vom Hundert zu erhöhen oder bis auf 4 vom 
Hundert herabzusetzen; dabei kann der Pflichtsatz für Arbeit­
geber der öffentlichen Hand höher festgesetzt werden als für 
andere Arbeitgeber.

(3) Der Ministerrat bestimmt, wer als Arbeitgeber der 
öffentlichen Hand im Sinne des Absatz 1 gilt.

§ 6

Beschäftigung besonderer Gruppen Schwerbehinderter
(1) Arbeitgeber haben im Rahmen der Erfüllung der 

Beschäftigungspflicht in angemessenem Umfang zu beschäf­
tigen
1. Schwerbehinderte, die nach Art oder Schwere ihrer

Behinderung im Arbeite- und Berufsleben besonders
betroffen sind, insbesondere solche,
a) die zur Ausübung der Beschäftigung wegen ihrer 

Behinderung nicht nur vorübergehend einer beson­
deren Hilfskraft bedürfen oder ,.

b) deren Beschäftigung infolge ihrer Behinderung nicht 
nur vorübergehend mit außergewöhnlichen Aufwen­
dungen für den Arbeitgeber verbunden ist oder

c) die infolge ihrer Behinderung nicht nur vorübergehend 
offensichtlich nur eine wesentlich verminderte Arbeits­
leistung erbringen können oder

d) bei denen ein Grad der Behinderung von wenigstens 
50 allein infolge geistiger oder seelischer Behinderung 
oder eines Anfallsleidens vorliegt oder

e) die wegen Art oder Schwere der Behinderung keine 
abgeschlossene Berufsausbildung haben; 1

1 Z. Z. gilt die Anordnung vom 10. Juni 1971 über die Anerkennung 
als Beschädigte und Ausgabe von Beschädigtenausweisen (GBl. II 
Nr. 56 S. 493) i. d. F. der Anordnung Nr. 2 vom 18. Juli 1979 - Umtausch 
der Beschädigtenausweise - (GBl. I Nr. 33 S. 315).

2. Schwerbehinderte, die das 50. Lebensjahr vollendet 
haben.

(2) Arbeitgeber, die über Stellen zur beruflichen Bildung, 
insbesondere für Auszubildende, verfügen, haben im Rahmen 
der Erfüllung der Beschäftigungspflicht einen angemessenen 
Anteil dieser Stellen mit Schwerbehinderten zu besetzen.

§7
Begriff des Arbeitsplatzes

(1) Arbeitsplätze im Sinne dieses Gesetzes sind alle Stellen, 
auf denen Arbeiter, Angestellte sowie Auszubildende (Lehr­
linge) und andere zu ihrer beruflichen Bildung Eingestellte 
beschäftigt werden.

(2) Als Arbeitsplätze gelten nicht die Stellen, auf denen 
beschäftigt werden
1. Behinderte, die an Maßnahmen zur Rehabilitation in 

Betrieben oder Dienststellen teilnehmen, einschließlich 
Behinderter im Arbeitstrainings- und Arbeitsbereich von 
Werkstätten (§ 54),

2. Personen, deren Beschäftigung nicht in erster Linie ihrem 
Erwerb dient, sondern vorwiegend durch Beweggründe 
karitativer und religiöser Art bestimmt ist, und Geistliche 
öffentlich-rechtlicher Religionsgesellschaften,

3. Personen, deren Beschäftigung nicht in erster Linie ihrem 
Erwerb dient und die vorwiegend zu ihrer Heilung, 
Wiedereingewöhnung oder Erziehung beschäftigt werden,

4. Teilnehmer an Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung nach 
den §§ 91 bis 99 des Arbeitsförderungsgesetzes,

5. Personen, die nach ständiger Übung in ihre Stellen ge­
wählt werden.

(3) Als Arbeitsplätze gelten ferner nicht Stellen, die nach 
der Natur der Arbeit oder nach den zwischen den Parteien 
getroffenen Vereinbarungen nur auf die Dauer von höchstens 
8 Wochen besetzt sind, Stellen, auf denen Arbeitnehmer 
kurzzeitig im Sinne des § 102 des Arbeitsförderungsgesetzes 
beschäftigt werden, sowie Stellen, auf denen Personen 
beschäftigt werden, die einen Rechtsanspruch auf Einstellung 
haben.

§ 8
Berechnung der Mindestzahl von Arbeitsplätzen 

und der Pflichtplatzzahl

Bei der Berechnung der Mindestzahl von Arbeitsplätzen 
und der Zahl der Pflichtplätze nach § 5 zählen Stellen, auf 
denen Auszubildende beschäftigt werden, mit. Bei der 
Berechnung sich ergebenderBruchteile von 0,50 und mehr sind 
aufzurunden.

§9
Anrechnung auf Pflichtplätze

(1) Ein Schwerbehinderter, der auf einem Arbeitsplatz im 
Sinne des § 7 Abs. 1 beschäftigt wird, wird auf einen Pflicht­
platz angerechnet. Das gleiche gilt für einen Schwerbehinder­
ten auf einer Stelle im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr-. 1.

(2) Ein teilzeitbeschäftigter Schwerbehinderter, der kürzer 
als betriebsüblich, aber nicht weniger als 18 Stunden wöchent­
lich beschäftigt wird, wird auf einen Pflichtplatz angerechnet. 
Wird ein Schwerbehinderter weniger als 18 Stunden wöchent­
lich beschäftigt, hat das Arbeitsamt die Anrechnung auf einen 
Pflichtplatz zuzulassen, wenn die kürzere Arbeitszeit wegen 
Art oder Schwere der Behinderung notwendig ist.

(3) Ein schwerbehinderter Arbeitgeber wird auf einen 
Pflichtplatz angerechnet.

§ 10
Mehrfachanrechnung

(1) Das Arbeitsamt kann die Anrechnung eines Schwerbe­
hinderten, besonders eines Schwerbehinderten im Sinne des 
§ 6 Abs. 1, auf mehr als einen Pflichtplatz, höchstens 3 Pflicht-


